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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Februar 1952 

6 - 55001 — 2702/51 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende idi den 


Entwurf eines Gesetzes über den Erlal^ von 
Rechts Verordnungen auf dem Gebiet der Neu- 
ordnung des Geldwesens 


nebst Begründung mit der Bitte, die 
Beschlußfassung des Bundestages herbeizu- 
führen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundes- 
ministern der Justiz und der Finanzen 
gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 75. Sitzung 
vom 20. Dezember 1951 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf die folgenden Änderungen vor- 
zuschlagen: 

l.Das Gesetz bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates. 

Begründung: 

Das Gesetz ist zustimmungsbedürftig ge- 
mäß Artikel 84 Absatz 1 GG, da die Aus- 
führung der auf Grund der Ermächtigung 
ergangenen Rechtsverordnungen notwen- 
dig und untrennbar auch die die Rechts- 
grundlage der Verordnungen bildende Er- 
mächtigung mitumfaßt. 


2. In § 1 letzte Zeile sind die Worte „den 
Zinssatz und eine Tilgung“ zu ersetzen 
durdi die Worte „und die Ausstattung“. 


Begründung: 

An eine Tilgung von Ausgleichsforderun- 
gen ist in absehbarer Zeit nicht zu denken. 

3. Das Gesetz soll durch eine Berlin-Klausel 
ergänzt werden. 

Begründung: 

Eine solche Vorschrift würde die Einbe- 
ziehung Berlins in die Bundesrepublik im 
Bereich der Neuordnung des Geldwesens 
fördern. Die übliche Berlin-Klausel kann 
in diesem Falle nicht verwendet werden, da 
sowohl formell als auch materiell die Rege- 
lung der Neuordnung des Geldwesens in 
Berlin von der in der Bundesrepublik ab- 
weicht. Die Bundesregierung sollte diese 
Frage prüfen. 
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Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 
Stellung: 

1. Die Bundesregierung vermag sich der Auf- 
fassung des Bundesrates, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedürfe, nicht anzu- 
schließen. Das Gesetz enthält keine Bestim- 
mungen über die Einrichtung der Be- 
hörden und das Verwalt ungsverfahren im 
Sinne des Artikels 84 Absatz 1 des Grund- 
gesetzes; es ermächtigt auch nicht die 
Bundesregierung, im Wege der Rechtsver- 
ordnung derartige Bestimmungen zu 
treffen. 

Dagegen bedürfen nach Ansicht der 
Bundesregierung die auf Grund des Ge- 
setzes zu erlassenden Rechtsverordnungen 
in sinngemäßer Auslegung des Artikels 80 
Absatz 2 des Grundgesetzes dann der Zu- 
stimmung des Bundesrates, wenn sie von 
den Ländern ausgeführt werden. Um dies 
gegenüber etwa bestehenden Zweifeln klar- 
züstellen, dürfte es sich empfehlen, hinter 
§ 4 einen neuen § 4 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„Auf Grund dieses Gesetzes ergehende 
Rechtsverordnungen, die von den 
Ländern ausgeführt werden, bedürfen 
der Zustimmung des Bundesrates.“ 

2. Die Bundesregierung hält es nicht für ge- 
boten, in § 1 Satz 2 an die Stelle der Be- 
griffe „Zinssatz und Tilgung von Aus- 
gleichsforderungen“ den Begriff „Aus- 
stattung der Ausgleichsforderungen“ zu 
setzen. Die Tilgung von Ausgleichsforde- 
rungen wird bereits In den Gesetzen zur 
Neuordnung des Geldwesens an zwei 
Stellen ausdrücklich erwähnt: In § 7 Ab- 
satz 4 des Umstellungsgesetzes wird be- 


stimmt, daß die vom Finanzamt in 
Deutscher Mark beigetriebenen Beträge für 
Rechnung des Landes an die Landeszentral- 
bank abzuführen und zur Tilgung von 
Ausgleichsforderungen (§11) zu verwenden 
sind; nach § 3 Absatz 3 der 45. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz sind die Länder verpflichtet, die in 
§ 3 Absatz 1 genannten Zahlungen der 
Bank deutscher Lander zur Tilgung der 
Sonderausgleichsforderungen zu verwen- 
den, die den Geldinstituten, Versicherungs- 
Unternehmen und . Bausparkassen zur 
Deckung der Umstellungskosten zugeteilt 
worden sind. Hinzu kommt, daß in der 
Öffentlichkeit seit längerer Zeit die Forde- 
rung erhoben wird, zumindest die Aus- 
glcichsforderungen notleidender Unter- 
nehmen zu tilgen. Mit dem Erlaß dieses 
Gesetzes soll einer Entscheidung über eine 
Tilgung von Ausgleichsforderungen nicht 
vorgegriffen werden. 

3. Die Bundesregierung wird prüfen, welche 
Fassung eine In das Gesetz einzufügende 
Berlin-Klausel erhalten soll; sie wird im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
, fahrens hierzu einen Vorschlag machen. 

Die Alliierte Hohe Kommission ist gemäß 
Absatz 7 b des revidierten Besatzungsstatuts 
vom 6. März 1951 in Verbindung mit 
Direktive Nr. 5 gebeten worden, die Er- 
mächtigung zur Aufhebung der in § 6 des 
Gesetzentwurfs genannten Vorschriften und 
zur Bekanntmadiung von Durchführungs- 
verordnungen nach § 5 des Entwurfs zu 
erteilen. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Entwurf eines Gesetzes 

über den Erlaß von Rechtsverordnungen auf dem Gebiet der 
Neuordnung des Geldwesens 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechts Verordnung Vorschriften über den 
Reichsmarkabschluß, die Umstellungsrechnung 
und die D-Markeröffnungsbilanz der Geld- 
institute, Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen, über die Auswirkung von Berich- 
tigungen der Umstellungsrechnung auf in 
Deutscher Mark auf gestellte Jahresabschlüsse 
dieser Unternehmen sowie über die Ausgleichs- 
forderungen dieser Unternehmen zu erlassen. 
Die Ermächtigung erstreckt sich nicht auf den 
Erlaß von Vorschriften, die zu einer Erhöhung 
oder Verminderung der Ausgleichsforderungen 
führen, es sei denn, daß es sich um Vorschrif- 
ten über die Bewertung von Aktiven und 
Passiven in der Umstellungsrechnung handelt; 
sie erstreckt sich ferner nicht auf den Erlaß 
von Vorschriften über den Schuldner, den 
Zinssatz und eine Tilgung der Ausgleichs- 
forderungen. 

§ 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die 
von den Aufsichtsbehörden auf Grund des § 8 
Absatz 4 der Dritten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz (Versicherungs- 
verordnung) sowie des § 9 Absatz 1 Satz 2 
der Dreiunddreißigsten Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz (Bausparkassen- 
verordnung) erlassenen Vorschriften durch 
Rechtsverordnung zu ändern, zu ergänzen und 
aufzuheben. 

S 3 

Die Bundesregierung wird ermäditigt, die 
von der Bank deutscher Länder auf Grund des 
§13 der Fünfunddreißigsten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz (Verord- 
nung über Geldinstitute mit Sitz oder Nieder- 
lassungen außerhalb des Währungsgebietes) 
erlassenen Riditlinien sowie die von den Auf- 
sichtsbehörden auf Grund des § 7 der Drei- 
unddreißigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Bausparkassenverordnung) 
erlassenen Vorschriften durch Rechtsverord- 
nung zu ändern, zu ergänzen und aufzuheben. 


§ 4 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die 
Abwicklung der Deutschen Kriegsversiche- 
rungsgemeinschaft und der Geschäfte, die Ver- 
sicherungsunternehmen im Namen oder für 
Rechnung des Reiches oder unter einer vom 
Reich gegebenen Garantie oder einer sonstigen 
Haftungsbeteiligung des Reiches abgeschlossen 
haben, durch Rechtsverordnung zu regeln. 

f 

§ 5 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, den 
Wortlaut von Durchführungsverordnungen 
zum Währungsgesetz und zum Umstellungs- 
gesetz in der geltenden Fassung mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§ b 

(1) Folgende Vorschriften werden aufge- 
hoben: 

a) § 24 des Ersten Gesetzes zur Neuordnung 
des Geldwesens (Währungsgesetz) 
(Amerikanisches und britisches Kontroll- 
gebiet Gesetz Nr. 61; französisches Kon- 
trollgebict Verordnung Nr. 158); 

b) § 8 des Zweiten Gesetzes zur Neuordnung 
des Geldwesens (Emissionsgesetz) 
(Amerikanisches und britisches Kontroll- 
gebiet Gesetz Nr. 62; französisches Kon- 
trollgebiet Verordnung Nr. 159); 

c) § 34 Absatz 4 des Dritten Gesetzes zur 
Neuordnung des Geldwesens (Umstellungs- 
gesetz) 

(Amerikanisches und britisches Kontroll- 
gebiet Gesetz Nr. 63; französisches Kon- 
trollgebiet Verordnung Nr. 160); 

d) § 2 des Vierten Gesetzes zur Neuordnung 
des Geldwesens (Festkontogesetz) 
(Amerikanisches und britisches Kontroll- 
gebiet Gesetz Nr. 65; französisches Kon- 
trollgebiet Verordnung Nr. 175); 

e) Artikel 6 des Gesetzes Nr. 67 der Militär- 
gouverneure und Oberbefehlshaber der 
britischen, der französischen und der ame- 


3 



rikanischen Zone (Ausstattung der Ge- 
bietskörperschaft Groß-Berlin mit Geld) 
(Französisches Kon trollgebiet Verordnung 
Nr. 223); 

f) § 3 Absatz 8 und § 10 Absatz 5 Satz 2 
der Zweiten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz (Banken Verord- 
nung); 

g) § 3 Absatz 5 Satz 2 und § 8 Absatz 4 der 
Dritten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Versicherungsverord- 
nung); 

h) § 4 Absatz 1 Satz 2 und § 15 der Drei- 
undzwanzigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz (Umstellungsrech- 
nung der Versicherungsunternehmen); 

i) § 7 und § 9 Absatz 1 der Dreiunddreißig- 
sten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz (Bausparkassenverordnung) ; 

j) § 13 der Fünfunddreißigsten Durdifüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
(Verordnung über Geldinstitute mit Sitz 
oder Niederlassungen außerhalb des Wäh- 
rungsgebietes); 

k) § 16 Satz 3 der Zweiund vierzigsten, § 16 
Satz 3 der Dreiundvierzigsten und § 19 


B e g r ü 

1. Durch die Gesetze zur Neuordnung des 
Geldwesens ist die Alliierte Bankkommis- 
sion ermächtigt worden, Verordnungen zur 
Durchführung und Ergänzung dieser Ge- 
setze zu erlassen. Diese Ermächtigung ist der 
Alliierten Bankkommission durch folgende 
gesetzliche Vorsdiriften übertragen worden: 

a) § 24 des Ersten Gesetzes zur Neuord- 
nung des Geldwesens (Währungsgesetz) 
(Amerikanisdhes und britisches Kontroll- / 
gebiet Gesetz Nr. 61; französisches Kon- 
trollgebict Verordnung Nr. 158); 

b) § 8 Absatz 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Neuordnung des Geldwesens (Emissions- 
gesetz) 

(Amerikanisches und britisches Kontroll- 
gebiet Gesetz Nr. 62; französisches Kon- 
trollgebiet Verordnung Nr. 159); 


Satz 3 der Vierund vierzigsten Durchfüh- 
. rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
(Verordnungen über die D-Markeröff- 
nungsbilanz der Geldinstitute und über 
Eigenkapital und D-Markeröffnungsbilanz 
der Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen); 

1) § 24 der Dreiundvierzigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
(Verordnung über Eigenkapital und D- 
Markeröffnungsbilanz der Versicherungs- 
unternehmen) und § 4 der Siebenundvier- 
zigsten Durchführungverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Versicherungs-Ergän- 
zungsverordnung). 

(2) Die den Aufsichtsbehörden durch § 6 . ' 
Absatz 1 A a II Nr, 3, § 6 Absatz 1 A a III 
und § 6 Absatz 1 B d der Dreiuiidzwanzigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz (Umstellungsrechnung der Versiche- 
rungsunternehmen) erteilte Ermächtigung zum 
Erlaß von Rechtsvorschriften erlischt. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


düng 

c) § 34 Absatz 4 des Dritten Gesetzes zur 
Neuordnung des Geldv^esens (Umstel- 
lungsgesetz) 

(Amerikanisches und britisches Kontroll- 
gebiet Gesetz Nr. 63; französisches Kon- 
trollgebiet Verordnung Nr. 160); 

d) § 2 des Vierten Gesetzes zur Neurege- 
lung des Geldwesens (Festkontogesetz) 
(Amerikanisches und britisches Kontroll- 
gebiet Gesetz Nr, 65; französisches Kon- 
trollgebiet Verordnung Nr. 175); 

e) Artikel 6 des am 20. März 1949 in 
Kraft getretenen Gesetzes Nr, 67 der 
Militärgouverneure und Oberbefehls- 
haber der britischen, französischen und 
der amerikanischen Zone (Ausstattung 
der Gebietskörperschaft Groß-Berlin mit 
Geld) 
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(Französisches Kontrollgcbict Verord- 
nung Nr. 223). 

Die Fortdauer der Rechtsetzungsbefugnis 
der Alliierten Bankkommission steht mit 
dem Besatzungsstatut, das in Nr. 1 S. 2 auf 
allen nicht vorbehaltenen Gebieten das 
Recht des deutschen Gesetzgebers nach Mais- 
gabe des Grundgesetzes anerkennt, nicht in 
Einklang. Die Neuordnung des Geldwesens, 
insbesondere die Umstellung von Rechts- 
verhältnissen auf die neue Währung und 
die Anpassung des Rechnungswesens bilanz- 
pflichtiger Unternehmen an die Währungs- 
änderung, gehört nicht zu den Gebieten, die 
die Besatzungsmächte sich in Nr. 2 des Bc- 
satzungsstatuts Vorbehalten haben. Nur so- 
weit die Rechte ausländischer Staaten, ins- 
besondere die Rechte der Vereinten Na- 
tionen, und ihrer Angehörigen berührt wer- 
den, besteht bis auf weiteres der Vorbehalt 
in Nr. 2b des Besatzungsstatuts; di*e Alli- 
ierte Hohe Kommission hat von diesem 
Vorbehalt durch das Gesetz Nr. 46 (Ände- 
rung des § 15 des FJmstellungsgcsctzes) 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommis- 
sion S. 756) Gebrauch gemacht. Wenn man 
von dieser Einschränkung absieht, ist es 
nicht mehr zu rechtfertigen, daß eine Be- 
fugnis der Besatzungsmächte zur Recht- 
setzung, die mit dem Besatzungsstatut nicht 
in Einklang steht, weiterhin in Kraft bleibt. 
Daher hat die Bundesregierung die Alliierte 
Hohe Kommission nach Nr. 7 b des Be- 
satzungsstatuts in der revidierten Fassung 
vom 6. März 1951 (Amtsblatt der Alli- 
ierten Hohen Kommission S. 792) um die 
Ermächtigung gebeten, die Vorschriften des 
Besatzungsredits aufzuheben, durch die der 
Alliierten Bankkommission das Recht ver- 
liehen worden ist, Vorschriften zur Durch- 
führung und Ergänzung der Gesetze zur 
Neuordnung des Geldwesens zu erlassen. 
Hinzukommt, daß die Alliierte Hohe Kom- 
mission dem Herrn Bundeskanzler durch 
Schreiben vom 6. März 1951 mitgeteilt hat, 
sic sei der Auffassung, daß sie in Zukunft 
nicht mehr die Zuständigkeiten ausüben 
könne, die ihr durch die Rechtsvorschriften 
der Militärregierung auf dem Gebiet der 
Banken und Währungspolitik übertragen 
worden seien, . Sie hat sich deshalb bereit 
erklärt, in Zusammenarbeit mit der Bundes- 
regierung die Modalitäten für die Auf- 
hebung oder Änderung der Rechtsvorschrif- 
ten der Militärregierung zu prüfen, wenn 
die erforderlichen bundesgesetzlichen Vor- 
schriften ausgearbeitet sein würden. 


2. Durch die von der Alliierten Bankkommis- 
sion erlassenen Durchführungsvorschriften 
sind deutschen Stellen, nämlich der Bank 
deutscher Länder und den Aufsichtsbehör- 
den (d. h. den Versicherungsaufsichtsbehör- 
den, die für Versicherungsunternehmen und 
private Bausparkassen zuständig sind, 
und den Aufsichtsbehörden über die Öffent- 
lichen Bausparkassen) Ermächtigungen zur 
Rechtsetzung erteilt worden. Im einzelnen 
handelt es sich um folgende Vorschriften: 

a) Nach § 3 Absatz 8 der 2. Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
(Bankenverordnung) darf die Bank 
(deutscher Länder Richtlinien über 
die Erstellung der Reichsmarkschluß- 
bilanz und der Umstellungsrechnung der 
Geldinstitute erlassen. Nach § 15 der 
23. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz dürfen die Aulsichts- 
behÖrden im Einvernehmen mit der 
Bank deutscher Länder Richtlinien über 
die Erstellung des Reichsmark abschlusses 
und der Umstellungsrechnung der Ver- 
sicherungsunternehmen erlassen. 

Weitere Ermächtigungen zum Erlais von 
Vorschriften über die Umstellungsrech- 
nung der Versicherungsunternehmen 
sind den Aufsichtsbehörden durch § 6 
Absatz 1 A a II Nr. 3, § 6 Absatz 1 
A a III und § 6 Absatz 1 B d der 
23. Durchführungsverordnung erteilt 
worden. Nach § 9 der 33. Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstelluiigsgesetz 
dürfen die Aufsichtsbehörden im Ein- 
vernehmen mit der Bank deutscher Län- 
der Richtlinien über die Erstellung des 
Reichsmarkabschlusses und der Um- 
stellungsrechnung der Bausparkassen er- 
lassen. Eine Änderung der Bewertungs- 
vorschriften in Richtlinien der Bank 
deutscher Länder und der Aufsichts- 
behörden bedarf der Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen un.d des 
Finanzausschusses des Deutschen Bundes- 
rates (§ 16 Satz 3 der 42., § 16 Satz 3 
der 43. und § 19 Satz 3 der 44. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz) (Verordnungen über dieD-Mark- 
eröffnungsbilanz der Geldinstitute und 
über Eigenkapital und D-Markeröff- 
nungsbllanz der Versicherungsunterneh- 
men und Bausparkassen). 

Die Bank deutscher Länder und die 
Aufsichtsbehörden haben auf Grund der 
ihnen erteilten Ermächtigungen die 
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Richtlinien zur Erstellung der Reichs- 
markschlußbilanz und der Umstellungs- 
rechnung der Geldinstitute (RBdL) vom 
31. Januar 1949 nebst vier Änderungen, 
die Richtlinien zur Erstellung des 
Reichsmarkabschlusses und der Um- 
stellungsrechnung der Versicherungs- 
Unternehmen (RV) vom 26. August 
1949 nebst drei Änderungen und die 
Richtlinien zur Erstellung des Reichs- 
markabschlusses und der Umstellungs- 
redinung der Bausparkassen (RBK) 
vom 25. November 1949 nebst einer 
Änderung erlassen. 

b) Nach § 8 Absatz 4'der 3. Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz 
(Versicherungsverordnung) können die. 
Aufsichtsbehörden, wenn sie cs zur Wah- 
rung der Interessen der Versicherungs- 
nehmer für erforderlich halten, weitere 
Vorschriften für einzelne Versicherungs- 
unternehmen mit dem Sitz oder der 
Hauptverwaltung im Währungsgebiet 
oder für einzelne Versichcrungsarten für 
ihre Aufsichtsbereiche treffen. Nach § 9 
Absatz 1 Satz 2 und 3 der 33. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz (Bausparkassenverordnung) kön- 
nen die Aufsichtsbehörden, wenn sie es 
zur Wahrung der Interessen der Bau- 
sparer für erforderlich halten, im Ein- 
vernehmen mit der Bank deutscher Lan- 
der weitere Vorschriften für die Bau- 
sparkassen mit Sitz oder Hauptver- 
waltung in ihrem Geschäftsbereich tref- 
fen. Nach § 9 Absatz 1 Satz 4 der 
33. Durchführungsverordnung gilt dies 
auch für Bausparkassen mit Sitz außer- 
halb des Währungsgebietes; nach 5 9 
Absatz 2 gilt es ferner für die darin 
näher umschriebenen Wohnsparverträge. 
Die Aufsichtsbehörden haben auf Grund 
dieser Vorschriften acht Verordnungen 
(Anordnungen) über die Lebens- und 
Rentenversicherung aus Anlaß der Neu- 
ordnung des Geldwesens, drei Verord- 
nungen (Anordnungen) über die Scha- 
dens-, Unfall- und Krankenversiche- 
rung aus Anlaß der Neuordnung des 
Geldwesens, drei Verordnungen (An- 
ordnungen) über den Aufruf unbekann- 
ter Versicherungen außerhalb der So- 
zialversicherung und eine Anordnung 
über die Zahlung von Todesfall- und 
Invaliditäts Versicherungssummen nach 

der 32. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz erlassen; ferner Ist 


eine Anordnung der Aufsichtsbehörden 
über die Bausparverhältnisse aus Anlaß 
‘ der Neuordnung des Geldwesens vom 
25. November 1949 erlassen worden. 

c) Nach § 7 der 33. Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz (Bauspar- 
kassenverordnung) bestimmt die Auf- 
sichtsbehörde im Einvernehmen mit der 
Bank deutscher Länder, inwieweit die 
Vorschriften der Verordnung auf Bau- 
sparkassen mit Sitz außerhalb des Wäh- 
rungsgebietes anzuwenden sind. Auf 
Grund dieser Ermächtigung haben die 
Aufsichtsbehörden die Anordnung vom 
25. November 1949 über Bausparkassen 
mit Sitz außerhalb des Währungsgebie- 
tes aus Anlaß der Neuordnung des 
Geldwesens erlassen. 

d) Nach § 13 der 35. Durchführungsver- 
ördnung zum Umstellungsgesetz (Ver- 
ordnung über Geldinstitute mit Sitz oder 
Niederlassung außerhalb des Währungs- 
gebietes) ist die Bank deutscher Länder 
ermächtigt, Richtlinien für die Hand- 
habung dieser Verordnung zu erlassen. 
Sie kann insbesondere bestimmen, in 
welcher Weise bei den nach § 5 der Ver- 
ordnung anzumeldenden Schuldver- 
schreibungen der Nachweis zu erbringen 
ist, daß sie zu den in § 6 Absatz 1 
Nr. 2 bezeichneten Verbindlichkeiten ge- 
hören und rechtmäßig erworben worden 
sind. Auf Grund dieser Ermächtigung 
hat die Bank deutscher Länder folgende 
Richtlinien erlassen: 

a) Richtlinien Nr. 1 vom 28. Septem- 
ber 1949 (Mitteilungen der Bank 
deutscher Länder 1949 S. 638); 

b) Richtlinien Nr. 2 vom 1. Dezember 

1949 (Mitteilungen der Bank deut- 
scher Länder 1949 S. 792); 

c) Riditlinien Nr. 3 vom 15. Mai 1950 
(Mitteilungen der Bank deutscher 
Länder Nr. 1040/50; Mitteilungs- 
pflicht des Ausstellers bei unzu- 
reichenden Anmeldungen); 

— die Richtlinien zu a bis c be- 
treffen die nach § 5 der Verordnung 
anzumeldenden Schuldverschreibun- 
gen — ; 

d) Richtlinien Nr. 4 vom 17. Oktober 

1950 (Reichsmarkabschluß und 
Überleitungsbogen; Mitteilungen der 
Bank deutscher Länder Nr. 1078/50). 
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Die der Bank deutsdier Länder und den 
Aufsichtsbehörden in den genannten Vor- 
schriften des Besatzungsrechts verliehenen 
Befugnisse zur Rechtsetzung sind mit dem 
Grundgesetz nicht vereinbar. Nach Ar- 
tikel 122 Absatz 1 des Grundgesetzes wer- 
den vom Zusammentritt des Bundestages 
an Gesetze aussdiließlich von den gesetz- 
gebenden Gewalten beschlossen, die das 
Grundgesetz anerkennt. Der Weg der Ge- 
setzgebung im Bunde ist dtlrch die Ar- 
tikel 76 bis 78 des Grundgesetzes, der Weg 
der Gesetzgebung in den Ländern durdi die 
Verfassungen der Länder vorgeschrieben. 
Anderen als diesen gesetzgebenden Gewal- 
ten steht vom Zusammentritt des Bundes- 
tages an ein Gesetzgebungsrecht nicht mehr 
zu. Da das Besatzungsstatut das Recht des 
deutschen Gesetzgebers nach Maßgabe des 
Grundgesetzes anerkennt, können Rechts- 
vorschriften des Besatzungsrechts, die deut- 
sche Stellen iiii Widerspruch zum deutschen 
Verfassungsrecht zur Rechtsetzung ermädi- 
tigen, nicht bestehen bleiben. Mit der Ver- 
fassung steht es nicht im Einklang, daß 
diese Stellen in ihrer Eigenschaft als Gesetz- 
geber dem Parlament gegenüber nicht ver- 
antwortlich sind, und daß kein Bundes- 
minister eine politische Verantwortung für 
ihre Tätigkeit auf dem Gebiet der Recht- 
setzung übernehmen könnte. Die Bundes- 
regierung hat daher die Alliierte Hohe 
Kommission nach Nr. 7 b des Besatzungs- 
statuts In der revidierten Fassung vom 
6. März 1951 üm die Ermächtigung gebeten, 
auch die Vorschriften des Besatzungsrechts 
aufzuheben, nach denen die Bank deutscher 
Länder und die Aufsichtsbehörden Recht 
setzen dürfen, 

3. Wenn die Rechtsvorschriften über die Recht- 
setzungsbefugnisse der Alliierten Bankkom- 
mission, der Bank deutscher Länder und der 
Aufsichtsbehörden aufgehc^ben worden sind, 
muß jede Regelung, die im Zusammenhang 
mit der Neuordnung des Geldwesens er- 
forderlich wird, also auch jede Änderung 
und Ergänzung bestehender Vorschriften, 
im Wege der ordentlichen Gesetzgebung er- 
lassen werden. Im Verhältnis zu den 
Ländern ist der Bund nach Artikel 73 
Nr. 4 des Grundgesetzes ' für das Wäh- 
rungswesen ausschließlich zuständig. Wenn 
der Begriff „Währungswesen“ eng aus- 
zulegen sein sollte, also die ausschließ- 
liche Zuständigkeit nach Artikel 73 Nr. 4 
in manchen Fällen verneint werden 


müßte, ist die konkurrierende Zuständig- 
keit des Bundes nach Artikel 74 Nr. 1 oder 
Nr. 11 des Grundgesetzes unter dem Ge- 
sichtspunkt des Handelsrechts (Bilanzrecht, 
Versicherungsvertragsrecht) öder des Bank- 
wesens gegeben. Umfangreiche gesetz- 
geberische Maßnahmen im Zusammenhang 
mit der Im Jahre 1948 durchgeführten Neu- 
ordnung des Geldwesens kommen, soweit 
sich dies bei der gegenwärtigen Sachlage be- 
urteilen läßt, voraussichtlich nicht in Frage; 
denn das System der Rechtsvorschriften, die 
zur Neuordnung des Geldwesens erlassen 
werden mußten, ist im wesentlichen voll- 
ständig und in sich abgeschlossen. Es ist nicht 
die Absicht der Bundesregierung, an den 
Grundsätzen der geltenden gesetzlichen Re- 
gelungen etwas zu ändern. Es besteht aber 
die Möglichkeit, daß die eine oder andere 
Einzelvorschrift geändert oder ergänzt wer- 
den muß. Eine Änderung oder Ergänzung 
von Rechtsvorschriften kann In erster Linie 
bei den Vorschriften über den Reichsmark- 
abschluß, die Umstellungsrechnung, die D- 
Markeröffnung^bilanz und die Ausgleichs- 
forderungen 4er Geldinstitute, Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen (§ 1 
des Gesetzentwurfs) sowie auf den In den 
§§ 2 bis 4 genannten Sachgebieten not- 
wendig werden. Bei diesen von der Alliier- 
ten Bankkommission, der Bank deutscher 
Länder und den Aufsichtsbehörden erlasse- 
nen Vorschriften handelt es sich durchweg 
um Regeln technischen Inhalts ohne größere 
allgemeinpolitische oder rechtspolitische Be- 
deutung. Um die gesetzgebenden Körper- 
schaften von Aufgaben zu entlasten, die 
überwiegend rechtstechnischer Natur sind, 
soll die Bundesregierung * nach Artikel 80 
Absatz 1 des Grundgesetzes durch dieses 
Gesetz ermächtigt werden, die erforder- 
lichen Vorschriften durch Rechts Verord- 
nung zu erlassen. Die in den §§ 1 bis 4 
dieses Gesetzes vorgesehenen Ermächti- 
gungen sind gemäß Artikel 80 des Grund- 
gesetzes sachlich auf einen engen Bereich 
begrenzt. Sollten Fragen, die sich aus 
der Neuordnung des Geldwesens ergeben, 
aber nicht unter die in den §§ 1 bis 4 dieses 
Gesetzes vorgesehenen Ermächtigungen 
fallen, einer Regelung bedürfen, so Ist ein 
Bundesgesetz erforderlich. 

Die von der Bundesregierung zu erlassen- 
den Verordnungen sind In den meisten 
Fällen von den Ländern als eigene Ange- 
legenheit auszuführen. Dies trifft insbe- 
sondere auf die auf Grund des § 1 des Ge- 
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setzes zu erlassenden Verordnungen zu, 
wenn sie Vorschriften über die Umstellungs- 
rechnung und über Ausgleichsforderungen 
enthalten; denn die .Umstellungsredinungen 
der Geldinstitute, V ersicherungsunterneh- 
men und Bausparkassen sind durch 'die 
Bank auf Sichtsbehörden, die Versicherungs- 
aufsichtsbehörden und die Aufsichtsbehör- 
den der Länder über die öffentlichen Bau- 
sparkassen zu bestätiget!, soweit sich ein 
anderes nicht aus gesetzlichen Vorschriften 
ergibt ( z. B. aus § 3 Absatz 5 Satz 2 der 
2. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz für die Bank deutscher Län- 
der, § 4 Absatz 1 Satz 2 der 46. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz [Umstellungsrechnungen der Post- 
scheckämter und Postsparkassenämter] 
und innerhalb der Zuständigkeit des 
Bundesaufsichtsamts für das Versiche- 
rungs- und Bausparwesen). Soweit die 
Länder zur Ausführung der Verord- 
nungen und damit dieses Gesetzes in 
eigener Zuständigkeit berufen sind, be- 
dürfen die Verordnungen nach Artikel 80 
Absatz 2 des Grundgesetzes der Zustim- 
mung des Bundesrates. Nach Artikel 80 
Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 83 des 
Grundgesetzes sind alle Bundesgesetze, also 
auch dieses Gesetz, das nur Vorschriften 
über den Erlaß von Rechtsverordnungen 
enthält und seinem Inhalt nach durdi Ver- 
waltungsbehörden nicht unmittelbar, son- 
dern nur auf Grund der zu erlassenden Ver- 
ordnungen ausgeführt werden kann, von 
den Ländern auszuführen, soweit die Aus- 
führung den Ländern nicht ausdrücklich 
durch gesetzliche Vorschriften entzogen ist. 
Da sich hiernach unmittelbar aus dem 
Grundgesetz ergibt, in welchen Fällen die auf 
Grund des Gesetzes zu erlassenden Verordn 
nungen einer Zustimmung des Bundesrates 
bedürfen, war es entsprechend einer neue- 
ren, auch vom Bundesrat anerkannten 
Übung nicht notwendig, die Zustimmung 
des Bundesrates im Gesetz ausdrücklldi vor- 
zusehen. 

Bei der Vorbereitung der Verordnungen, 
die auf Grund des Gesetzes zu erlassen sind, 
sollen die Bank deutscher Länder und die 
Sachverständigen des Beratenden Ausschus- 
ses der Währungsabteilung, die in den letz- 
ten drei Jahren auf einem schwierigen 
Rechtsgebiet hervorragende fachliche Arbeit 
geleistet haben, laufend zur Mitarbeit her- 
angezogen werden; das gleiche gilt für die 
Aufsichtsbehörden. 


4. Zu den einzelnen Vorschriften des Ent- 
wurfs ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 1: 

Die in § 1 enthaltene Ermächtigung bedeu- 
tet, daß der Inhalt der §§ 11, 12 und 24 
des Umstellungsgesetzes sowie der 2., 3., 

15., 23., 24., 33., 34., 35., 36., 38., 42., 43., 

44., 46., 47. und 48. Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz geändert oder 
ergänzt werden kann, und daß diese Vor- 
schriften aufgehoben werden können. Wenn 
eine Änderung, Ergänzung oder Aufhebung 
dieser Vorschriften erforderlich Ist, wird die 
Alliierte Hohe Kommission nach Nr. 7 b 
des Besatzungsstatuts in der revidierten 
Fassung vom 6. März 1951 um die Ermäch- 
tigung gebeten werden, die entgegenstehen- 
den Vorschriften des Besatzungsrechts auf- 
zuheben. 

Die genannten Vorschriften des Besatzungs- 
rechts betreffen: 

a) Geldinstitute: 

§§ 11, 12 des Umstellungsgesetzes (Zu- 
teilung von Ausgleichsforderungen an 
Geldinstitute und Eigenkapital der 
Geldinstitute) ; 

2. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz (Bankenverordnung) ; 

15. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Abschlagszahlungen 
auf die Zinsen für die Ausgleichsforde- 
rung der Geldinstitute); 

§§ 7, 8 der 35. Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz (Verord- 
nung über Geldinstitute mit Sitz oder 
Niederlassungen außerhalb des Wäh- 
rungsgebietes); 

36. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Eigenkapital der 
Geldinstitute); 

38. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Pensionsrückstel- 
lungen der Geldinstitute, Versicherungs- 
unternehmen und Bausparkassen); 

42. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Verordnung über 
die D-Markeröffnungsbilanz der Geld- 
institute); 

46. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Umstellungsrech- 
nung der Postscheckämter und Post- 
sparkassenämter) ; 
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48. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz (Verordnung über 
Geldinstitute mit bankfremdem Ge- 
schäft); 

b) Versicherungsunternehmen: 

§ 24 des Umstellungsgesetzes (Zutei- 
lung von Ausgleichsfordcrungen an 
V crsicherungsunternehmen) ; 

3. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz (Versicherungsverord- 
nung); 

23. Durchführungsverordnung zum 
Umstcllungsgesetz (Umstellungsrech- 
nung der Versicherungsunternehmen); 

24. Durchführungsverordnung zum 

Umstellungsgesetz (Abschlagszahlungen 
auf die Zinsen für die Ausgleichsforde- 
lungen der V ersldierungsuntei nehmen); 

38. Durchführungsverordnung zum 

Umstellungsgesetz (Pensionsrückstel- 
lungen der Geldinstitute, Versicherungs- 
Unternehmen und Bausparkassen); 

43. Durchführungsverordnung zum 

Umstellungsgesetz (Verordnung über 
Eigenkapital und D-Markeröffnungs- 
bllanz der Versicherungsunternehmen); 

47. Durchführungsverordnung zum 

Umstellungsgesetz (Versicherungs-Er- 
gänzungsverordnung) ; 

c) Bausparkassen: 

33. Durchführungsverordnung zum 

Umstellungsgesetz (Bausparkassenver- 
ordnung); 

34. Durchführungsverordnung zum 

Umstellungsgesetz (Abschlagszahlungen 
auf die Zinsen für die Ausgleichsforde- 
rungen der Bausparkassen); 

38. Durchführungsverordnung zum 

Umstellungsgesetz (Pensionsrückstel- 
lungen der Geldinstitute, Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen); 

44. Durchführungsverordnung zum 

Umstellungsgesetz (Verordnung über 
Eigenkapital und D-MarkerÖffnungs- 
bilanz der Bausparkassen). 

Diese Vorschriften dienen dem Zweck, 
nach der Neuordnung des Geldwesens 
unter Neubewertung aller Vermögens- 


gegenstände funktionsfähige Geldinstitute, 
Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen zu schaffen. Die Umstellungsrech- 
nung und die D-Markeröffnungsbilanz 
dieser Institute werden von der Passivseite 
her aufgebaut. Übersteigen nach dem Er- 
gebnis der Umstellungsrechnung der Geld- 
institute, Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen die Passiven die Aktiven 
des Instituts, so hat das Institut einen An- 
spruch auf Zuteilung von Ausgleichsfor- 
derungen gegen die öffentliche Hand (§11 
Absatz 1 des Umstellungsgesetzes, § 24 
Absatz 2 des Umstellungsgesetzes, § 3 
Absatz 1 der 33. Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz). Die Ein- 
reichung der Umstellurigsredhnung und 
Ihre Bestätigung durch die Aufsichts- 
behörden haben sich länger hinausgezögert, 
als in den Jahren 1948 und 1949 erwartet 
werden konnte. Die Verzögerung hat 
Ihren Grund darin, daß wichtige Einzel- 
fragen der Bewertung der Aktiven und 
Passiven und der Bemessung des vorläu- 
figen Eigenkapitals erst nach und nach ge- 
klärt werden konnten, z. B. die Auflösung 
stiller Reserven und die nachträgliche Be- 
richtigung von Bilanzansätzen In der 
Reichsmarkschlußbilanz. Hinzu kommt, 
daß die Umstellungsrechnung, durch den 
Ansatz von Posten, die zunädist in der 
Schwebe waren, berichtigt werden kann (§ 3 
Absatz 6 der 2. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz, § 7 Absatz 3 der 
23. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz, § y Absatz 3 der 33. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz). Eine Berichtigung kann Insbeson- 
dere bei solchen Aktiven geboten sein, die 
zur Zeit nur mit einem Erinnerungsposten 
angesetzt werden können, weil ihre Be- 
wertung Infolge von Ereignissen der 
Kriegs- und Nachkriegszeit oder der Ent- 
wicklung der staatsredhtlichen Verhältnisse 
in Deutschland noch ungewiß ist. Solange 
eine Berichtigung zulässig ist, hat Jede Be- 
stätigung einer Umstellungsrechnung nur 
eine vorläufige Bedeutung. Zur Zeit ist 
noch ungewiß, zu welchem Zeitpunkt be- 
stimmt werden kann, daß die Bestätigung 
der Umstellungsrechnung endgültig Ist. Die 
bestätigte Umstellungsrechnung gilt als 
D-Markeröffnungsbilanz der Geldinsti- 
tute, Versicherungsunternehmen und Bau- 
sparkassen; eine Berichtigung der Um- 
stellungsrechnung ist in späteren Jahres- 
abschlüssen zu berücksichtigen (§§ 1, 12, 
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13 der 42. Durdiführungsvero^rdnung zum 
Umstellungsgesetz; 1, 12, 13 der 

43. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz; §§ 3, 15, 16 der 44. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz). Bei dieser Sachlage ist die für die 
Bundesregierung in § 1 dieses Gesetzes 
vorgesehene Ermächtigung erforderlich, 
um offengebliebene Fragen bei der Auf- 
stellung der Umstellungsredinung und der 
D-Markeröffnungsbilanz zu regeln und 
die bestehenden Vorschriften insoweit zu 
ändern und zu ergänzen, als sich ein Be- 
dürfnis dafür ergibt. Um jeden Zweifel aus- 
zuschließen, soll die Ermächtigung sich auch 
auf die Auswirkung von Berichtigungen 
der Umstellungsrechnung auf in Deutscher 
Mark aufgestellte Jahresabschlüsse er- 
strecken. 

Die Ermächtigung des § 1 gilt auch für 
den Reichsmarkabschluß der Geldinstitute, 
Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen. Der Reichsmarkabschluß kann für 
die Bemessung des vorläufigen Eigenkapi- 
tals von erheblicher Bedeutung sein. 

Nach § 3 Absatz 1 Satz 4 der 2. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz gelten für den Reichsmarkabschluß 
die allgemeinen Vorschriften über den 
Jahresabschluß und insbesondere die bisher 
von den Bankaufsichtsbehörden erlassenen 
Bilanzierungsrichtlinien. Nach § 3 Absatz 3 
Satz 2 der 33. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz findet diese Vor- 
schrift auf Bausparkassen entsprechende 
Anwendung, wobei an Stelle der Bank- 
aufsichtsbehörde die Aufsichtsbehörde für 
Bausparkassen tritt. Näch § 4 Absatz 1 der 
23. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz gelten für den Reichsmark- 
abschluß der Versicherungsunternehmen 
die allgemeinen Vorschriften über den Jah- 
resabschluß und Insbesondere die bisher 
von den Versicherungsbehörden erlassenen 
Rechnungslegungsvorschriften. Für ein- 
zelne Versicherungsarten oder Posten des 
Rechnungsabschlusses kann die Aufsichts- 
behörde vereinfachende Bestimmungen 
treffen. Die Bilanzierungsrichtlinien der 
Aufsichtsbehörden sind als Rechtsverord- 
nungen anzusehen. Es Ist mit der Möglich- 
keit zu rechnen, daß die in den Gesetzen 
zur Neuordnung des Geldwesens und In 
den Bilanzierungsrichtlinien über den 
Reichsmarkabschluß getroffenen Vor- 
schriften aus den bei der Umstellungsrech- 


nung und der D-Markeröffnungsbilanz 
erwähnten Gründen in einzelnen Punkten 
geändert werden müssen. Daher soll die 
Bundesregierung durch §^1 ermächtigt 
werden, durch Rechtsverordnung auch 
Vorschriften über den Reichsmarkabschluß 
zu erlassen. Die In § 4 Absatz 1 Satz 2 der 
23. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz den Aufsichtsbehörden er- 
teilte Befugnis zur Rechtsetzung soll mit 
Ermächtigung der Alliierten Hohen Kom- 
mission aufgehoben werden. 

Auch für die den Geldinstituten, Versidie- 
rungsunternehmen und Bausparkassen zu- 
zuteilenden Ausgleichsforderungen bedarf 
es in einzelnen Punkten noch ergänzender 
Vorschriften. Um die offengebliebenen 
Fragen zu regeln, soll sich die Ermäch- 
tigung des § 1 auf die Ausgleichsforderun- 
gen erstrecken. Sie bezieht sich auch auf 
den Erlaß von Vorschriften über das Ver- 
fahren bei der Eintragung von Ausgleichs- 
forderungen in das Bundesschuldbuch oder 
die Schuldbücher der Länder und den 
sachlichen Inhalt der Eintragung. Dagegen 
sind die Vorschriften über die Einrichtung 
und Führung des Schuldbuches, soweit sie 
das Bundesschuldbuch betreffen. Bundes- 
recht, soweit sie die Schuldbücher der 
Länder betreffen, Landesrecht.* Diese Vor- 
schriften können durch Rechtsverordnung 
der Bundesregierung nicht geändert wer- 
den. 

Die Ermächtigung der Bundesregierung 
soll sich nicht auf den Erlaß von Vor- 
schriften erstrecken, die zu einer Erhöhung 
oder Verminderung der Ausgleichsforde- 
rungen führen. Jede Vorschrift dieses In- 
halts kann sowohl für Bund und Länder 
als Schuldner der Ausgleichsforderungen 
als auch für die Institute als Gläubiger der 
Ausgleichsforderungen von einer so we- 
sentlichen finanzpolitischen und wirt- 
schaftspolitischen Bedeutung sein, daß es 
geboten ist, sie durch Gesetz und nicht 
durch Rechtsverordnung zu erlassen. Bei 
Vorschriften über die Bewertung von 
Aktiven und Passiven in der Umstellungs- 
rechnung ist die Sachlage anders. Zwar 
können auch sie die Höhe der Ausgleichs- 
forderungen beeinflussen. Sie halten sich 
aber im Rahmen des durch das Umstel- 
lungsgesetz und die 33. Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz be- 
gründeten Anbruchs der Institute auf 
Deckung des Überschusses der Passiven 
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über die Aktiven in der Umstellungsrech- 
nung durch eine Ausgleichsforderung und 
werden in der Regel Veränderungen der 
Ausgleichsforderung In einem größeren 
Ausmaß nicht herbeiführen. Deshalb be- 
stehen keine Bedenken, Vorschriften über 
die Bewertung durch Rechtsverordnung 
zu erlassen, obgleich auch solche Vor- 
schriften auf die Höhe der Ausgleichs- 
forderungen von Einfluß sind. Die Er- 
mächtigung der Bundesregierung gilt fer- 
ner nicht für den Erlaß von Vorschriften 
über den Schuldner, den Zinssatz und eine 
Tilgung der Ausgleichsforderungen. Auch 
eine etwa notwendig werdende Änderung 
des geltenden Rechts über den Schuldner 
und den Zinssatz der Ausgleichsforderun- 
gen kann die Interessen des Bundes und 
der Länder sowie der Institute in so er- 
heblicher Weise eingrelfen, daß die Rege- 
lung durch Gesetz geboten erscheint. Eine 
etwaige Tilgung von Ausgleichsforderun- 
gen ist eine finanzpolitisch so schwer- 
wiegende ' Maßnahme, daß die Entschei- 
dung über sie dem Gesetzgeber Vorbehal- 
ten bleiben muß. 

Die von der Bank deutscher Länder und 
den Aufsichtsbehörden über die Aufstel- 
lung des Reichsmarkabschlusses und der 
Umstellungsrechnung der Geldinstitute, 
Versicherungsunternehmen und Bauspar- 
kassen erlassenen Richtlinien sind Redits- 
verordnungen deutscher Stellen. Die Bun- 
desregierung kann, ohne daß es der Zu- 
stimmung der Alliierten Hohen Kom- 
mission bedarf, diese Rechtsverordnungen 
auf Grund der In § 1 vorgesehenen Er- 
mächtigung ändern, ergänzen *und auf- 
heben, falls sidi hierfür ein Bedürfnis 
ergibt. 

Zu § 2: 

Die Umstellung von Ansprüchen aus pri- 
vaten Versicherungsverhältnissen und aus 
Bausparverträgen auf Deutsche Mark Ist 
durch §§ 24, 25 des Umstellungsgesetzes, 
durch die 3. und 47. Durchführungsven 
Ordnung zum Umstellungsgesetz und 
durch §§ 1 und 2 der 33. Durchführungs^ 
Verordnung zum Umstellungsgesetz 
geregelt worden. Sollten Änderungen 
dieser Regelungen erforderlich werden, so 
müßten sie durch ein Bundesgesetz er- 
folgen. Eine Ermächtigung der Bundes- 
regierung zum Erlaß von Durchführungs- 
verordnungen zur Änderung, Ergänzung 


oder Aufhebung dieser Vorschriften wird 
nicht vorgeschlagen. Dagegen kann.es not- 
wendig werden, daß die von den Auf- 
sichtsbehörden auf Grund des § 8 Absatz 4 
der 3. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz und des § 9 Absatz 1 
Satz 2 der 33. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz erlassenen, Im ein- 
zelnen zu Nr. 2 b dieser Begründung auf- 
geführten Vorschriften geändert, ergänzt 
oder aufgehoben werden. Da der Inhalt 
dieser im wesentlichen versicherungstech- 
nischen Vorschriften nicht von allgemei- 
nem politischen Interesse für die gesetz- 
gebenden Körperschaften Ist, ist es nicht 
geboten, diese Vorschriften Im Bedarfsfälle 
in der Form eines Bundesgesetzes zu 
ändern, zu ergänzen oder aufzuheben. 
Daher sieht § 2 vor, daß die Bundesregie- 
rung ermächtigt wird, sie durch Rechtsver- 
ordnung zu ändern, zu ergänzen oder auf- 
zuheben. 

Zu § 3; 

Durch die 35. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz sind die Rechts- 
verhältnisse der Geldinstitute mit Sitz 
oder Niederlassung außerhalb des Wäh- 
rungsgebietes geregelt worden. Die Rege- 
lung gehörte zu den schwierigsten Auf- 
gaben, die dem Währungsgesetzgeber ge- 
stellt waren. Der Entwurf enthält keine 
Ermächtigung zur Änderung, Ergänzung 
und Aufhebung der materiellen Vorschriften 
dieser Verordnung. Eine Änderung, Er- 
gänzung oder Aufhebung der §§ 7 und 8 
der Verordnung über die Umstellungs- 
rechnung der verlagerten Institute und 
über die diesen Instituten zustehenden 
Ausgleichsforderungen Ist nach § 1 des 
Entwurfs möglich; ebenso ist es möglich, 
schon auf Grund des § 1 des Entwurfs 
Vorschriften zu ändern, zu ergänzen und 
aufzuheben, die über die Aufstellung einer 
Vermögensübersicht auf den 20. Juni 1948 
für Institute erlassen worden sind, die 
unter die 35. Durchführungsverordnung 
fallen (s. Richtlinien Nr. 4 der Bank deut- 
scher Länder vom 17. Oktober 1950 
[Reidismarkabschluß und Überleitungs- 
bogen; Mitteilung Nr. 1078/50 der Bank 
deutscher Länder]). 

Außer den bereits genannten Richtlinien 
Nr. 4 hat die Bank deutscher Länder auf 
Grund des § 13 der 35. Durchführungs- 
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Verordnung zum Umstellungsgesetz die 
Richtlinien Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3 er- 
lassen (nähere Angaben zu Nr. 2 d dieser 
Begründung). Diese Richtlinien betreffen 
ausschließlich das Verfahren bei der An- 
meldung von Schuldverschreibungen nach 
§ 5 der Verordnung. Aus den Erwägungen, 
die bereits zur Begründung des § 2 ange- 
führt worden sind, sieht § 3 vor, daß die 
Bundesregierung ermächtigt wird, die von 
der Bank deutscher Länder bereits erlasse- 
nen Richtlinien durch Rechtsverordnung 
zu ändern, zu ergänzen oder aufzuheben. 

Zu § 4: 

Durch § 24 Absatz 5 des Umstel- 
lungsgesetzes und § 7 Absatz 4 der 
3. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgcsetz (V ersicherungsverordnung) 
waren die Geschäfte, die Versiche- 
rungsunternehmen im Namen oder für 
Rechnung des Reiches oder unter 
einer vom Reich gegebenen Garantie oder 
einer sonstigen Haftungsbeteiligung des 
Reiches abgeschlossen hatten, besonders 
geregelt worden. Der Zweck dieser Vor- 
schriften ging dahin, die Versicherungs- 
unternehmen von Verpflichtungen aus 
Risiken, die nach privatwirtschaftlichen 
Grundsätzen nicht versichert werden 
konnten, zu befreien. Haftungsträger die- 
ser fast ausnahmslos politischen Risiken 
war das Reich. Bei der Anwendung des 
§ 24 Absatz 5 des Umstellungsgesetzes und 
des § 7 Absatz 4 der 3. Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz ent- 
standen Auslegungszweifel. Zur Klärung 
dieser Zweifel wurde durch § 1 Nr. 3 der 
47. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz (V ersicherungs-Ergänzungs- 
verordnung) der § 7 a in die 3. Durchfüh- 
rungsverordnung eingefügt. Nach dieser 
Vorschrift werden alle Vermögenswerte 
und Verbindlichkeiten, die mit den in 
§ 7 a Absatz 1 näher bezeichneten Geschäf- 
ten Zusammenhängen, aus der Umstellungs- 
rechnung der Versicherungsunternehmen, 
die die Geschäfte abgeschlossen hatten, 
herausgenommen. Die zuständige Versiche- 
rungsaufsichtsbehörde hat für diese Ver- 
mögenswerte und Verbindlichkeiten einen 
Verwalter bestellt, der die Vermögens- 
masse gerichtlich und außergerichtlich ver- 
tritt und von der ‘Versicherungsaufsichts- 
behörde beaufsichtigt wird. 


§ 7 a Absatz 6 bestimmt folgendes: 

„(6) Die endgültige Abwicklung der in 
Absatz 1 bezeichneten Geschäfte bleibt 
einer späteren Regelung Vorbehalten. ‘‘ 

In der von der Bank deutscher Länder 
verfaßten Begründung dieser Vorschrift 
wird folgendes ausgeführt: 

„Es muß einer späteren Regelung durch 
den Bundesgesetzgeber Vorbehalten blei- 
ben, ob eine Befriedigung dieser An- 
sprüche nach konkursrechtlichen Grund- 
sätzen aus den ausgegliederten Ver- 
mögenswerten in Betracht kommt, oder 
ob die Inhaber dieser Ansprüche völlig 
wie Reichsgläublger behandelt werden 
sollen.“ 

Es spricht viel dafür, bei der Abwicklung 
dieser Vermögensmasse die Anwendung 
konkursrechtlicher Grundsätze vorzu- 
schreiben, wie es bereits in der 49. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz für den ähnlich liegenden Fall der 
Deutschen Kriegsversicherungsgemeinschaft 
geschehen ist. Es ist möglich, daß diese 
Regelung in absehbarer Zeit erlassen wer- 
den muß. Um die gesetzgebenden Kör- 
perschaften von einer Aufgabe zu ent- 
lasten, die ausschließlich reditstechnischer 
Natur ist, soll die Bundesregierung durch 
§ 4 ermächtigt werden, die notwendige 
Regelung durch Rechtsverordnung zu 
treffen. 

Die Abwicklung der Deutschen Kriegs- 
versicherungsgemeinschaft ist durch die 
49. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz geregelt worden. Da es 
nicht ausgeschlossen ist, daß die eine oder 
andere der Vorschriften dieser Verordnung 
einer Änderung oder Ergänzung bedarf, 
soll die Bundesregierung auch ermächtigt 
werden, die Abwicklung der Deutschen 
Kriegsversicherungsgemelnsdiaft durch 
Rechtsverordnung zu regeln. 

Zu S 5: 

Durch § 24 der 43. und § 4 der 47. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz ist die Bank deutscher Länder er- 
mächtigt worden, den Text der 2., 3. und 
23. Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz in der nunmehr geltenden 
Fassung neu bekanntzumachen. Da die 
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Rechtsetzungsbefugnisse der Bank deut- 
scher Länder auf dem Gebiete der Neu- 
ordnung des Geldwesens mit Aufhebung 
des § 3 Absatz 8 der 2. Durchführungs- 
verordnung, des § 15 der 23. und § 9 Absatz 1 
der 33. Durchführungsverordnung enden, ist 
es mit Rücksicht auf die zu Nr. 2 der Be- 
gründung angeführten allgemeinen Erwä- 
gungen erforderlich, auch die Ermäch- 
tigung zur Neufassung von alliierten Vor- 
schriften der Bundesregierung zu über- 
tragen. Mit Rücksicht darauf, daß es auch 
in anderen Fällen zweckmäßig sein kann, 
Durchführungsverordnungen zum Wäh- 
rungsgesetz und zum Umstellungsgesetz in 
neuer Fassung bekanntzumachen , ist die 
Bundesregierung über die bestehenden 
alliierten ErmäAtigungen hinaus allgemein 
ermächtigt worden, den Wortlaut von 
Durchführungsverordnungen in der gel- 
tenden Fassung mit neuem Datum, unter 
neuer Überschrift und in neuer Para- 
graphenfolge bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be- 
seitigen. 

Um die in § 5 des Gesetzes enthaltene Er- 
mächtigung mit den Vorschriften des Be- 
satzungsrechts in Einklang zu bringen, hat 
die Bundesregierung die Alliierte Hohe 
Kommission nach Nr. 7 b des Besatzungs- 
statuts in der revidierten Fassung vom 
6. März 1951 um die Ermächtigung ge- 
beten, § 24 der 43. und § 4 der 47. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz aufzuheben und den Text von 
Durchführungsverordnungen zum Wäh- 
rungsgesetz und zum Umstellungsgesetz in 
neuer Fassung bekanntzumachen. 

Zu § 6: 

In § 6 Absatz 1 sind die Rechtsvorschriften 
des Besatzungsrechts ausgeführt, die auf- 
gehoben werden, sobald die Alliierte Hohe 
Kommission die Ermächtigung zur Auf- 
hebung nach Nr. 7 b des Besatzungsstatuts 
in der revidierten Fassung vom 6. März 
1951 erteilt hat. Auch die Aufhebung des 
§ 8 Absatz 2 des Emissionsgesetzes (Er- 
richtung der Währungsabteilung der Bank 
deutscher Länder) ist vorgesehen; denn die 
Aufgaben, die der Zentralbankrat und die 
Währungsabteilung der Bank deutscher 
Länder nach dieser Vorschrift bei der Vor- 
bereitung von Verordnungen der Alliierten 
Bankkommission zu erfüllen haben, erle- 


digen sich unbeschadet ihrer weiteren Mit- 
wirkung (s. Nr. 3 dieser Begründung am 
Ende) von selbst, sobald die Befugnisse der 
Alliierten Bankkommission zur Recht- 
setzung weggefallen sind. 

Durch § 6 Absatz 1 Buchstabe f soll § 10 
Absatz 5 Satz 2 der Zweiten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
(Bankenverordnung) aufgehoben werden. 
Nach § 10 Absatz 5 Satz 1 bestimmen die 
Finanzminister der Länder gemeinsam, wie 
die Ausgleichslast auf die beteiligten Län- 
der aufzuteilen ist, wenn ein Geldinstitut 
Niederlassungen in mehreren Ländern 
unterhält. Nach Satz 2 bestimmt die Bank 
deutscher Länder die Aufteilung, wenn 
eine Einigung nicht zustande kommt. Da 
eine Entscheidungsbefugnis der Bank deut- 
scher Länder über finanzielle Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen den Ländern 
mit der Finanzhoheit der Länder (Artikel 
109 des Grundgesetzes) nicht in Einklang 
steht, kann diese Vorschrift nicht aufrecht- 
erhalten werden. Die Frage, ob und in wel- 
chem V erfahren Meinungsverschiedenhei- 
ten der Länder über die Verteilung der 
Ausgleichslast zu klären sind, kann in die- 
sem Gesetz nicht entschieden werden. 

In Absatz 1 Buchstabe g ist die Aufhebung 
des § 3 Absatz 5 Satz 2 der Dritten Durch- 
führungsverordnung . zum Umstellungs- 
gesetz (Versicherungsverordnung) vorge- 
sehen. Es bedarf dieser Ermächtigung, von 
der bisher kein Gebrauch gemacht worden 
ist, nicht mehr; denn etwa notwendige 
Vorschriften über die Versicherungs* 
ansprüche von Spätheimkehrern können 
auf Grund der in § 2 enthaltenen Ermädri- 
tigung unter Abänderung oder Ergänzung 
der Ersten Verordnung über die Lebens- 
und Rentenversicherung aus Anlaß der 
Neuordnung des Geldwesens erlassen 
werden. 

Die in § 6 Absatz 2 aufgeführten Vor- 
schriften der 23. Durchführungsverord- 
nung zum Umstellungsgesetz enthalten Be- 
stimmungen über den sachlichen Inhalt der 
Umstellungsrechnung und müssen daher 
bestehen bleiben. Sie bedürfen aber aus 
verfassungsrechtlichen Gründen einer Än- 
derung dahin, daß die darin vorgesehene 
Ermächtigung der Aufsichtsbehörden zur 
Rechtsetzung erlischt. Zu dieser Änderung 
der 23. Durdiführungsverordnung ist die 
Ermächtigung der Alliierten Hohen Kom- 
mission erbeten worden. 
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